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Ausdehnung Personenfreizügigkeit:
Rechtsaussen spielt falsches Spiel
Die Rechtsaussenparteien haben das Referendum gegen die Ausdehnung des freien Personenverkehrs eingereicht. Dabei treten sie als Verteidiger der Arbeitnehmenden in der Schweiz auf. Das ist ein Vorwand. Ginge es ihnen nämlich um einen wirksamen Schutz gegen Lohndumping, hätten sie der Verstärkung der flankierenden Massnahmen zugestimmt. Das war nicht der Fall. Mit dem Nein zur Personenfreizügigkeit führen sie nur ihre ausländerfeindliche Politik fort. 
Die Schweizer Demokraten haben mit Hilfe der SVP das Referendum gegen die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit zustande gebracht. 
Vorgeschobene Arbeitnehmerschutz-Argumente
Bei der Begründung des Referendums machen sich die Rechtsaussenparteien urplötzlich zu Anwälten der Arbeitnehmenden in der Schweiz. Sie argumentieren, dass es bei der Ausdehnung des freien Personenverkehrs zu einer Masseneinwanderung aus dem Osten komme, da in diesen Ländern das Lohnniveau um ein Vielfaches tiefer und die Arbeitslosenquote massiv höher sei. 
Die Gewerkschaften haben schon früh erkannt, dass in den meisten der neuen EU-Staaten eine andere wirtschaftliche Situation herrscht als in der Schweiz. Gerade deshalb haben sie eine Verstärkung der flankierenden Massnahmen gegen Lohn- und Sozialdumping gefordert. Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter, hat unter der Leitung des Staatssekretariates für Wirtschaft (seco) Vorschläge für eine Verstärkung des Vollzugsinstrumentariums ausgearbeitet. Die Annahme dieser Vorschläge durch das Parlament waren für Travail.Suisse und den Schweizerischen Gewerkschaftsbund Bedingung, der Ausdehnung des freien Personenverkehrs zuzustimmen. Die FDP, CVP und die SP haben die Bedeutung von starken flankierenden Massnahmen erkannt und sind den Vorschlägen der Sozialpartner vollumfänglich gefolgt.
Bekämpfung der flankierenden Massnahmen 
Alleine die SVP lehnte die Verstärkung der flankierenden Massnahmen ab mit der Begründung, sie schade der Wirtschaft. Dieses Argument ist falsch. Weder effizientere Kontrollen des Arbeitsmarktes durch professionelle Inspektoren noch die Pflicht zur minimalen Information des Arbeitsnehmers über seine Arbeitsbedingungen behindern die Wirtschaft. Im Gegenteil: Sie schaffen Transparenz. Die flankierenden Massnahmen schützen die Arbeitgeber ebenso vor missbräuchlicher Konkurrenz wie die Arbeitnehmenden vor Lohndumping. Die Verstärkung des Instrumentariums schafft gleich lange Spiesse für alle Arbeitgeber, die auf dem Schweizer Markt tätig sind. 
Plattform für ausländerfeindliche Politik 

Mit der Bekämpfung der flankierenden Massnahmen offenbarte die SVP ihre wahre Haltung. Es geht ihr nicht darum, die Herausforderung des freien Personenverkehrs zu meistern und alle Arbeitnehmenden in der Schweiz wirkungsvoll vor Lohn- und Sozialdumping zu schützen. Es geht ihr auch nicht darum, faire Konkurrenz auf dem Binnenmarkt zuzulassen und allen Unternehmen gleich lange Spiesse zu garantieren. Der SVP geht es einzig und allein darum, eine weitere Plattform für ihre ausländerfeindliche Politik zu besetzen. Und mit falschen Behauptungen voll von rassistischen Vorurteilen das Stimmvolk in eine weitere Schmutzkampagne zu führen. 
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